
FAQ zum Härtefallverfahren im Corona-Soforthilfe-Rückmeldeverfahren 

 

 Nach welchen Kriterien wird das Regierungspräsidium Kassel beurteilen, ob 
ein besonderer Härtefall vorliegt? 

Das Regierungspräsidium Kasel prüft einen besonderen Härtefall auf Grundlage von § 59 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 der Landeshaushaltsordnung Hessen (LHO) sowie die zugehörigen 
Verwaltungsvorschriften zu § 59 LHO. Nach Ziffer 3.4 der Verwaltungsvorschriften zu § 59 
LHO liegt ein besonderer Härtefall in der Regel vor, wenn die Schuldnerin oder der 
Schuldner unverschuldet in eine wirtschaftliche Notlage geraten ist und die Rückzahlung die 
wirtschaftliche Existenz gefährden würde.  Die Entscheidung wird stets im Einzelfall getroffen 
und berücksichtigt alle relevanten persönlichen und wirtschaftlichen Umstände für die 
finanzielle Existenzgefährdung. 

Ergänzend können auch die Maßstäbe des § 227 Abgabenordnung herangezogen werden, 
da beide Regelungen auf denselben haushaltsrechtlichen Grundsätzen beruhen.  

 Welche Voraussetzungen müssen betroffene Unternehmen erfüllen, damit eine 
Härtefallprüfung in Betracht kommt? 

Damit eine Härtefallprüfung in Betracht kommt, müssen betroffenen Unternehmen in Ihrem 
Antrag nachvollziehbar darlegen, dass eine unverschuldete wirtschaftliche Notlage vorliegt 
und die Rückzahlung ihre wirtschaftliche Existenz gefährden würde. 

Grundsätzlich ist das Regierungspräsidium Kassel verpflichtet, Forderungen des Bundes 
oder des Landes vollständig und zeitnah durchzusetzen (vgl. VG Köln Urt. v. 6.12.2024 – 16 
K 703/24, BeckRS 2024, 34845 Rn. 63, beck-online). Ein Erlass ist daher nur in 
Ausnahmefällen möglich (§ 59 LHO). Vorrang haben mildere Maßnahmen wie eine Stundung 
oder eine Ratenzahlung. 

Eine Existenzgefährdung liegt insbesondere vor, wenn ohne einen Erlass der notwendige 
Lebensunterhalt nicht mehr gesichert werden kann oder die unternehmerische Tätigkeit 
aufgegeben werden müsste. Die Rückzahlung darf nicht selbst dazu führen, dass die 
wirtschaftliche Existenz gefährdet wird und damit dem ursprünglichen Zweck der Corona-
Soforthilfe zuwiderlaufen. 

Maßgeblich für die Beurteilung ist die aktuelle und zukünftige Vermögenslage, die 
aufzeigt, dass weder eine Stundung der Rückzahlungsforderung von bis zu 12 Monaten 
Abhilfe schafft, noch eine Ratenzahlung von bis zu 48 Monaten geleistet werden kann.  
Wenn nur ein Teil der Forderung zurückgezahlt werden kann, sollte ein Teilerlass verbunden 
mit einer Ratenzahlungsvereinbarung beantragt werden. 

Ein Erlassantrag, der allein damit begründet wird, dass die behördliche Berechnung 
fehlerhaft sei und daher die Rückforderung nicht bestehe, hat keine Aussicht auf Erfolg und 
muss abgelehnt werden. Gegenstand der Erlassprüfung ist ausschließlich die aktuelle und 
zukünftige finanzielle Situation.  

Bei Betrachtung dieser aktuellen und zukünftigen finanziellen Situation fordert die 
Rechtsprechung auch die Prüfung, ob im Einzelfall eine Kreditaufnahme zumutbar ist. Denn 
ein Erlass stellt eine Begünstigung des Einzelnen zulasten der Allgemeinheit dar. Daher setzt 
die Rechtsprechung voraus, dass der Staat gewisse Einschränkungen durch den 
Schuldner/die Schuldnerin verlangt. Im Antrag sollte daher dargelegt werden, ob eine 
Kreditaufnahme möglich ist oder aus finanziellen Gründen nicht in Betracht kommt.  



 Wird hierbei ausschließlich auf eine aktuelle wirtschaftliche Notlage bzw. 
Leistungsfähigkeit abgestellt oder können auch weitere Umstände des 
Einzelfalls berücksichtigt werden, die zu einer unbilligen Härte führen? 

Maßgebend ist die aktuelle wirtschaftliche Lage bzw. die jeweilige finanzielle Situation. 
Sollten andere persönliche Umstände, wie Erkrankungen vorliegen, die sich auf die 
finanzielle Leistungsfähigkeit auswirken, können solche Umstände in der Gesamtbetrachtung 
ebenfalls berücksichtigt werden. Daher empfiehlt es sich, alle relevanten Umstände 
anzugeben, die die wirtschaftliche Existenzgefährdung darlegen. 

Ein Erlass wäre aber beispielsweise dann nicht zulässig, wenn bereits eine derartige 
Überschuldung vorläge, die einen Insolvenzantrag erfordert. In diesen Fällen würde sich der 
Erlass der staatlichen Forderung begünstigend auf andere Gläubiger des Unternehmens 
auswirken. Daher wäre auch dieser Punkt bei den Erläuterungen zur Existenzgefährdung zu 
berücksichtigen.  

Derzeit wird ein formelles Antragsverfahren, auch mit Erläuterungen für die Antragsteller, 
entwickelt, mit dem ein Antrag auf Erlass bzw. Teilerlass gestellt werden soll. Hierbei werden 
Angaben zu besonderen Umständen des Einzelfalls möglich sein. Es wird daher gebeten, 
noch keine Unterlagen einzureichen. 

 Welche Angaben und Nachweise sind erforderlich, um einen Härtefall 
darzulegen? 

Derzeit wird ein Antragsverfahren mit den erforderlichen Angaben und Nachweisen 
erarbeitet. Wir bitten daher um etwas Geduld.  

Sobald die Abstimmungen abgeschlossen sind, wird das weitere Vorgehen auch in den FAQ 
unter https://rp-kassel.hessen.de/rmv/faq erläutert werden.  

 Wie erfolgt die Härtefallprüfung bei bereits bestandskräftigen 
Rückforderungsbescheiden, insbesondere wenn noch offene Forderungen 
bestehen? 

Die Härtefallprüfung erfolgt stets nach den gesetzlichen Vorgaben in § 59 LHO. Ein Antrag 
auf Erlass setzt voraus, dass bereits eine fällige Forderung besteht. Daher sollte ein 
Erlassantrag erst gestellt werden, nachdem ein Rückforderungsbescheid ergangen ist. 
Solange noch kein Rückforderungsbescheid ergangen ist, besteht keine fällige Forderung, 
über deren Erlass entschieden werden kann. 

Ist bereits ein Klageverfahren anhängig, wird regelmäßig zunächst dessen Abschluss 
abgewartet, da die Klage grundsätzlich aufschiebende Wirkung hat. In diesen Fällen kann es 
sinnvoll sein, im Rahmen des Klageverfahrens eine gütliche, einvernehmliche Einigung zu 
erzielen.  

Eine Klagerücknahme vor dem Versuch einer einvernehmlichen Einigung vor Gericht sollte 
sorgfältig geprüft und möglichst mit anwaltlicher Unterstützung abgestimmt werden. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass jede Erlassprüfung eine Einzelfallentscheidung ist und auch negativ 
ausfallen kann. 

 Können Härtefallmaßnahmen auch in Fällen greifen, in denen die festgesetzte 
Rückforderung bereits vollständig oder teilweise beglichen wurde? 

Dies ist in ganz außergewöhnlichen Ausnahmefällen möglich. Nach Ziffer 3.5 der 
Verwaltungsvorschrift zu § 59 LHO können geleistete Beträge ausnahmsweise auch erstattet 
oder angerechnet werden, wenn die Voraussetzungen für einen Erlass im Zeitpunkt der 



Zahlung vorgelegen haben und die Voraussetzungen für den Erlass auch im Zeitpunkt der 
Antragstellung noch vorliegen.  

 

Betroffenen Unternehmen müssen daher nachweisen, dass die Erlassvoraussetzungen zum 
Zeitpunkt der Zahlung und zum Zeitpunkt der Erlassantragstellung vorlagen bzw. vorliegen.  

Sind diese Voraussetzungen erfüllt, kann eine Erstattung in Betracht kommen. Dabei muss 
nachvollziehbar nachgewiesen werden, dass die Voraussetzungen sowohl zum Zeitpunkt der 
Zahlung als auch zum Zeitpunkt der Antragstellung vorgelegen haben.  

 Sofern bereits eine vollständige Rückzahlung erfolgt ist: Kann eine 
Härtefallentscheidung auch zu einer Erstattung führen? 

Dies ist in sehr außergewöhnlichen Ausnahmefällen möglich. Hierfür müssen die 
Voraussetzungen für einen Erlass sowohl zum Zeitpunkt der Zahlung als auch zum Zeitpunkt 
der Antragstellung erfüllt sein.  

 Können auch ehemalige Unternehmen bzw. inzwischen aufgegebene Betriebe 
eine Härtefallprüfung beantragen? 

Ja, auch ehemalige Unternehmen oder inzwischen aufgegebene Betriebe können 
grundsätzlich einen Antrag auf (Teil-)Erlass stellen.  

Sofern eine persönliche Haftung besteht, ist für die Prüfung insbesondere die aktuelle 
finanzielle Situation der betroffenen Person maßgeblich.  

 Müssen betroffene Unternehmen eine Härtefallprüfung aktiv beantragen? 

Ja, ein Erlass wird regelmäßig auf Antrag geprüft. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass 
Informationen zur unverschuldeten wirtschaftlichen Notlage und zur Existenzgefährdung 
benötigt werden, die nur der Zahlungsschuldner/die Zahlungsschuldnerin hat.  

 Sofern ein Antrag erforderlich ist: Wie ist dieser konkret zu stellen (z.B. formlos 
oder über ein bestimmtes Verfahren/Formular) und an welche Stelle ist dieser 
zu richten? 

Zuständig ist das Regierungspräsidium Kassel. Bis zur Einführung des endgültigen 
Verfahrens können Anträge derzeit formlos über die Hotline (0561-1064750) oder das 
Kontaktformular unter https://rp-kassel.hessen.de/rmv/kontakt gestellt werden.  

Das endgültige Antragsverfahren wird derzeit noch abgestimmt. Sobald dieses feststeht, 
werden weitere Informationen veröffentlicht. Wir bitten daher um etwas Geduld. Personen, 
die bereits einen Antrag gestellt haben, werden bei Bedarf über weitere erforderliche 
Unterlagen oder Angaben informiert.  

 Gibt es Fristen, die Unternehmen für die Beantragung bzw. Geltendmachung 
eines Härtefalls beachten müssen? 

Es gibt keine gesetzlich festgelegten Fristen. Es wird jedoch empfohlen, den Erlassantrag 
vor Ablauf der festgesetzten Rückzahlungsfrist beim Regierungspräsidium Kassel zu stellen, 
um die Einleitung eines Vollstreckungsverfahrens zu vermeiden. Auch nach Ablauf einer 
Rückzahlungsfrist kann grundsätzlich noch ein (Teil-)Erlassantrag gestellt werden. In diesem 
Fall könnten jedoch aus etwaigen Vollstreckungsmaßnahmen zusätzliche Kosten folgen 
Deshalb bleiben trotz der Beendigung des Moratoriums bestehende Zahlungsfristen 
weiterhin vorrübergehend ausgesetzt; auch festgesetzte Rückzahlungsforderungen werden 
weiterhin noch nicht vollstreckt. 



Aktuell liegt der Fokus auf den noch nicht abgeschlossenen Fällen. Im weiteren Verlauf 
werden die Personen, die die Rückzahlungsforderung noch nicht (vollständig) beglichen 
haben, über die angepassten Zahlungsfristen informiert. Sollten Ratenzahlungsanträge noch 
nicht bearbeitet sein, wird über diese noch entschieden werden.  

Vor Ablauf einer wirksamen Zahlungsfrist wird geraten, den (Teil-)Erlassantrag zu stellen.   

 Wie erfolgt die Prüfung innerhalb des Regierungspräsidiums und mit welchen 
Bearbeitungszeiten ist voraussichtlich zu rechnen? 

Das Verfahren zur Härtefallprüfung wird derzeit noch abschießend abgestimmt. Daher 
können aktuell noch keine verbindlichen Angaben zum genauen Ablauf der Prüfung gemacht 
werden.  

Auch zu den Bearbeitungszeiten können derzeit keine verlässlichen Angaben gemacht 
werden. Die Dauer der Bearbeitung hängt von verschiedenen Faktoren ab, insbesondere 
vom Umfang der Einzelfallprüfung und der hohen Anzahl der eingehenden Anträge. Wir 
haben Verständnis dafür, dass sich Betroffene eine schnelle Entscheidung wünschen. 
Aufgrund der Vielzahl der vorliegenden und noch zu erwarteten Anträge, bitten wir jedoch um 
etwas Geduld.  

 Erhalten Unternehmen eine gesonderte Entscheidung über das Ergebnis der 
Härtefallprüfung? 

Ja, über jeden Erlassantrag wird eine individuelle Entscheidung getroffen. Diese ergeht in 
Form eines Verwaltungsaktes, Ziffer 3.3 der Verwaltungsvorschriften zu § 59 LHO. Kosten 
entstehen bei dieser Entscheidung nicht.  

 Kann ich einen Erlassantrag stellen und bei Ablehnung eine Stundung oder 
Ratenzahlung beantragen? Wie ist es mit Niederschlagung? 

Ja, Stundung und Ratenzahlung haben Vorrang vor einem Erlass. Daher sollte bereits vor 
Antragstellung geprüft werden, ob eine Ratenzahlung oder ein Teilerlass mit anschließender 
Ratenzahlung in Betracht kommt. Es kann sinnvoll sein, diese Möglichkeiten bereits im 
Antrag anzugeben. 

Ob eine Niederschlagung möglich ist, prüft das RP Kassel im jeweiligen Einzelfall von Amts 
wegen. Daher kann es hilfreich sein, im Antrag darauf hinzuweisen, dass neben einem 
(Teil- )Erlass auch andere rechtlich zulässige Maßnahmen geprüft werden sollen. So kann 
vermieden werden, dass ein Antrag allein deshalb abgelehnt werden muss, weil die 
Voraussetzungen für einen Erlass nicht vorliegen, möglicherweise aber eine andere 
Maßnahme in Betracht kommt. 


